
 
 

 

  
 

     
   
         
                   
                     
  

 
 

 

 
 

 

R e c h t s a n w a l t  
F a c h a n w a l t  f ü r  A r b e i t s r e c h t   

F a c h a n w a l t  f ü r  F a m i l i e n r e c h t  

 

Grabenstraße 24 / Ecke Indestraße 

52249 Eschweiler 

Rechtsanwalt     kanzlei 

       Jörg G.   teinort 
 

 

 
Mandantenbrief 03/2019 

 
SPRUCH des Monats 
 

Die Kunst der Weisheit besteht darin, zu wissen, was man 
übersehen muss. 
William James; 1842 - 1910, amerikanischer Psychologe und Philosoph 
 

 
Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 
Sachgrundlose Befristung bei Vorbeschäfti-

gung 
  

Die sachgrundlose Befristung eines Arbeitsvertrags ist nicht zulässig, wenn zwischen 

dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber bereits einige Jahre (hier: 8 Jahre) zuvor 

ein Arbeitsverhältnis von etwa eineinhalbjähriger Dauer bestanden hat, das eine 

vergleichbare Arbeitsaufgabe zum Gegenstand hatte.  

 

Nach dem Gesetz über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge (TzBfG) ist die 

kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrags ohne Vorliegen eines sachlichen 

Grundes nicht zulässig, wenn mit demselben Arbeitgeber bereits zuvor ein befriste-

tes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. 

 

Das Verbot der sachgrundlosen Befristung kann aber insbesondere dann unzumut-

bar sein, wenn eine Vorbeschäftigung sehr lange zurückliegt, ganz anders geartet 

war oder von sehr kurzer Dauer gewesen ist. Um einen solchen Fall handelte es sich 

in einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 23.1.2019 allerdings 

nicht, da das vorangegangene Arbeitsverhältnis acht Jahre und damit nicht sehr 

lange zurücklag. 

 

In einem Urteil aus 2011 hatte das BAG noch entschieden, dass das TzBfG Vorbe-

schäftigungen, die länger als drei Jahre zurückliegen, nicht berücksichtigt. Diese 

Auffassung wurde nun aufgrund eines Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 

6.6.2018 aufgegeben und vom BAG gleichlautend entschieden. 

 

 

 



Familienrecht 
Verwertung des Hauses vom Ehemann 

für Pflegekosten der Ehefrau 
  

Für die Betreuung einer Bewohnerin eines stationären Pflegeheims besteht kein An-

spruch auf Pflegewohngeld, wenn deren Ehemann Alleineigentümer eines Hauses 

ist, aus dessen Verwertung die Investitionskosten gedeckt werden könnten. Dies gilt 

auch, wenn die Heimbewohnerin zur Verfügung über das Haus nicht berechtigt ist 

und ihr Ehemann sich weigert, den Wert des Hauses zur Deckung der Kosten ihrer 

Pflege einzusetzen. Zu dieser Entscheidung kamen die Richter des Oberverwal-

tungsgerichts Nordrhein-Westfalen (OVG) am 9.12.2018. 

 

Zur Begründung führten die Richter aus, dass Pflegewohngeld nur gewährt wird, 

wenn das Einkommen und das Vermögen des Heimbewohners und seines nicht 

getrennt lebenden Ehepartners zur Finanzierung der Investitionskosten ganz oder 

teilweise nicht ausreicht. Die Heimbewohnerin lebte zum maßgeblichen Zeitpunkt 

nicht von ihrem Ehemann getrennt, sodass dessen Vermögen zu berücksichtigen 

war. Das Haus des Ehemannes stellt verwertbares Vermögen dar, das der Bewilli-

gung von Pflegewohngeld entgegensteht. 

 

Dass das Haus im Alleineigentum ihres Ehemannes gestanden hat und die Heimbe-

wohnerin darüber nicht verfügen konnte, ändert daran nichts. Das Haus ist auch 

nicht deshalb unverwertbares Vermögen, weil der Ehegatte sich geweigert hat, es 

zur Deckung der Kosten der Pflege seiner Ehefrau einzusetzen. Die Berücksichtigung 

des Hauses als verwertbares Vermögen stellt auch trotz der Weigerung des Ehe-

mannes keine unzumutbare Härte dar. 

 

 

Sonstiges 
Eigenbedarfskündigung - Nutzung als Ferien-

wohnung bzw. Zweitwohnung 
  

Der Vermieter kann nur kündigen, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Been-

digung des Mietverhältnisses hat. Ein solches Interesse des Vermieters liegt u. a. 

vor, wenn er die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen oder 

Angehörige seines Haushalts benötigt. 

 

Die Richter des Bundesgerichtshofs hatten nunmehr in einen Fall aus der Praxis zu 

entscheiden, ob eine Eigenbedarfskündigung auch dann berechtigt ist, wenn die 

Wohnung als Ferienwohnung bzw. als Zweitwohnung genutzt werden soll. Sie ka-

men dabei in ihrem Beschluss vom 21.8.2018 zu der Überzeugung, dass auch eine 

vom Vermieter beabsichtigte Nutzung als Zweitwohnung bzw. Ferienwohnung 

grundsätzlich eine Eigenbedarfskündigung rechtfertigen kann.  

 

Dass die Räume "als Wohnung" benötigt werden müssen, setzt nicht voraus, dass 

der Vermieter oder die im Gesetz privilegierten Personen in der Wohnung den Le-

bensmittelpunkt begründen wollen oder die Wohnung über eine konkrete Mindest-

dauer bewohnt werden muss. 

 


